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Mittelstandslexikon


Bürgergeld
Kein anderes OECD-Land – außer Deutschland – hat unter seinen Millionen Arbeitslosen mehr als die Hälfte Langzeitarbeitslose (darunter immer mehr Jugendliche). Abhilfe schafft das Bürgergeldkonzept.

Wirtschafts-Nobelpreisträger Milton Friedman - heute noch der bekannteste Nationalökonom der Welt - hat in den 1960er Jahren zusammen mit Kommunitaristen wie Etzioni eine allgemeine Bürgereinfachsteuer, auch Bürgergeld genannt, vorgeschlagen. Diese Bürgersteuer - sollte -, die auch in den USA vielhundertfachen Sozialtransferzahlungen der verschiedensten staatlichen Stellen an sozial Schwache, Hilfsbedürftige, Familienausgleichszahlungen, Objekthilfen in staatlichen Sonderprogrammen ersetzen. Nulleinkommens-Bürger, sozial Schwache erhalten einen einheitlichen Sozial-Mindestlebensunterhalt.

Das Bürgergeldsystem vereinfacht radikal das bisherige Einkommensteuersystem und schafft das unübersichtliche Verfahren von Sozialtransferzahlungen ab, erspart Milliarden an Sozialbürokratiekosten. Das Friedmann Bürgergeld-System macht den unübersichtlichen Sozialtransferstaat überflüssig und Sozialleistungen transparent, für jedermann einsichtig und plausibel. Nach Friedman ist der überbürokratisierte Sozialstaat „ein teueres Monster, das nur den Bürokraten, Politikern und Interessengruppen nützt. Festsetzung von Mindestlöhnen ist absurd.“

Die Milton-Friedmann-Vorschläge sind vor allem von der FDP, aber auch von Professor Fritz W. Scharpf / Direktor des Kölner Institutes für Gesellschaftswissenschaften in Form staat-licher „Negativsteuer“ aufgegriffen worden. Nach der Grundidee – immer wieder von Otto Graf Lambsdorff und liberalen Ökonomen und Sozialpolitikern vorgetragen - soll Bürgergeld, staatlichen Transferzahlungen an bedürftige Personen und die Leistungen des Familien-lastenausgleichs voll ersetzen.
Durch eine Reform des Einkommensteuerrechts sollen die Besteuerung von Einkünften, die steuerlichen Freibeträge und steuerfinanzierte Sozialleistungen in einem vernetzten System miteinander verbunden werden. Im steuersubventionierten deutschen Sozialsystem oft versteckte Transferzahlungen und Objekthilfe wie sozialer Wohnungsbau, BAFÖG, Familien-Lastenausgleich, Pendlerpauschale, Sozialfürsorge, Sonderzahlungen wie Wohngeld usw. werden durch das Bürgergeld-Konzept in ihren wirtschaftlichen Auswirkungen nachprüfbar transparent. Nicht der Staat sollte Sozialleistungen bürokratisch kontrollierend quotieren/zuteilen, sondern Nichteinkommens-Bürger sollen für eigene Entscheidung vom Finanzamt einen Betrag, der dem Sozialhilfe-Durchschnittssatz entspricht als negative Einkommensteuer überwiesen erhalten.
Wer konsequent eine leistungsorientierte freiheitliche Bürgergesellschaft mit mehr an Eigenverantwortung und mehr an Wettbewerb verschiedener Formen Sozialhilfe wirklich will, braucht auch bessere Absicherung gegen Alters-, Gesundheits- und andere Sozialrisiken. Marktwirtschaftliche Ordnung, die Bürgerfleiß, Bürgerselbstverantwortung und mittelstän-discher Unternehmerinitiative vertraut, kann solche Sicherheit im 21. Jahrhundert am besten durch ein Bürgergeldsystem / negativer Einkommensteuer bei radikaler Steuervereinfachung erreichen. Jeder Bürger wäre damit selbstverantwortlicher Steuerbürger mit Einkommen-steuerbescheid – einmal mit positivem, ein andermal mit negativem Saldo. Kein Almosen-Bezieher der Sozialbürokratie wie in Deutschland.

Ziel auch des BVMW in seinen Thesen zur Einfachsteuer 1995 ist - ganz nach Milton Friedmann, Scharpf und der FDP - garantierte Existenzsicherung auf Mindestniveau über negative Einkommensteuer: dies ist der Betrag, den das Finanzamt als Saldo aus Einkommensteuerpflicht und steuerfinanzierten Sozialtransfers an Bürger mit niedrigem Einkommen auszahlt in einem Betrag.

Wie bisher ermittelt das Finanzamt im Verfahren der negativem Einkommensteuer alle Bürgereinkünfte. Während aber heute das Sozialamt fast das ganze Arbeitseinkommen auf gezahlte Sozialhilfe anrechnet, wird künftig vom Finanzamt auf Grundlage Bürgergeldsystem viel weniger angerechnet. Im Durchschnitt nur noch 50%. Übersteigt die staatliche Sozialunterstützung die Steuerpflicht, zahlt das Finanzamt ein „Bürgergeld“. Oberhalb der Unterstützungsgrenze – Sozialminimum - zahlt der Bürger Einkommensteuer. Wer Arbeit annimmt, steht so immer deutlich besser als der Sozialhilfebezieher oder Arbeitslosengeld-bezieher I und II heute 2006. „Unverharzt“.

Sozialhilfe, aber auch Kinder- und Erziehungsgeld, Kinderfreibeträge, BAföG, Wohngeld usw. könnten in Zukunft ersatzlos fortfallen. Empfänger von Bürgergeld werden zu eigenverantwortlicher Existenzsicherung und Altersvorsorge motiviert, indem eigenes Zusatz-einkommen nicht voll angerechnet wird auf das Bürgergeld. Privatvorsorge wird wieder möglich.

Chancen für mehr Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose – vor allem Minderqualifizierte – besteht in einer Aufstockung des produktivitätsgerechten Niedriglohnes und Geringstver-dienst-Sektors durch ein Bürgergeld/negative Einkommensteuer. Dies ist Anreiz für Einfach-Dienstleistungen - Verkäuferinnen. Handlanger auf dem Bau, Gelegenheitsjobs am Markttagen, Wochenenden in der Gastronomie usw. - Entwürdigende Abhängigkeit von Sozialhilfen wird eingetauscht gegen Wiederteilnahme an der Arbeitswelt und Zivilgesellschaft. Langzeitarbeitslose erhalten Chancen für eigene Fortbildung, Neuquali-fizierung, soziale Netzwerkbildung, neue Verantwortung auch für Familie, eigene und Fortbildung der Kinder usw.

Wenn der Staat – wie in Deutschland – mit verteilungspolitisch-ideologischer Absicht massiv in die Arbeitsmärkte eingreift, mindert das deren Leistungsfähigkeit, Flexibilität, Anpassung an neue weltwirtschaftlich-globale Realität. Arbeitsmärkte erhalten durch Bürgergeld-Konzepte wie dem Kombi-Lohn oder Steuer-Freistellungen/Negativsteuer neue Funktions-fähigkeit, vor allem in mittelständischen Betrieben. Steuertarife haben in Zukunft einen automatisch-negativen Ast bei Wegfall unzähliger Sozialämter und -transfers.

Mit solcher Strategie für eine Vollbürgerexistenz bisher vom Normalleben Ausgeschlossener wird Freiheit in Aktivität, in voller Eigenverantwortung, wird Selbstmanagement des eigenen Schicksals erreicht – statt Dauerfrust/Hoffnungslosigkeit der Langzeitarbeitslosen. Angesetzt wird mit Bürgergeld-Strategie an den wirklichen Ursachen hoher Arbeitslosigkeit. Ohne Scheuklappen, ohne Sozialneid-Kampagnen, ohne weiteres Ausufern eines überbordenden Transfer- Sozialstaates.
Beleg für solch erfolgreiche Bürgergeld-Strategie ist das seit 1975 in den USA nach Vorschlägen Milton Friedmanns eingeführte Konzept des „earned income tax credit“ (Steuerminderungsbetrag/ Bürgergeld-Betrag für Niedriglohnarbeiter). Langzeitarbeits-losigkeit wurde über 90 % gesenkt. Allerdings: nur wer arbeitet, erhält nach einem halben Jahr Karenzzeit das US-Bürgergeld.

Im November 2006 nimmt mit einem Paukenschlag der Thüringer Ministerpräsident Althaus die jahrzehntelange Diskussion Bürgergeld wieder auf. Nach seinen Vorschlägen soll jeder Bürger lebenslang ein existenzsicherndes Grundeinkommen erhalten – alle bisherigen Sozial-leistungen werden gestrichen. Wahlweise werden angeboten: 800 oder 400 EUR (200 EUR sind für Krankenversicherung). Rentner erhalten einen Zuschlag. Wer die 800 EUR-Option wählt, zahlt für jeden zuverdienten EUR 50% Steuern, wer für die 400 EUR-Option nur 25%. Von anderer traditionell-konservativer CDU/CSU-Seite wird im Althaus-Vorstoß eine Verletzung des Subsidiaritäts-Prinzips christlicher Soziallehre gerügt, wonach individuell-eigenes Handeln immer Vorrang vor gesetzlichen Staatslösungen hat. Dies ist zweifellos eine intellektuelle Denkfalle, weil alle Bürgergeldkonzepte massiv zu Eigenhandeln, Eigenverant-wortung motivieren wollen. Darauf hatte vor Jahren schon CDU-Chefdenker Kurt Biedenkopf hingewiesen.

SPD-Vorsitzender Kurt Beck hat am 7. Januar 2007 in einer Bremer Erklärung in Ergänzung und Erläuterung des „Bremer Entwurfs  für ein neues SPD-Grundsatzprogramms“ - ebenfalls wie Althaus – Bürgergeld über „Steuergutschriften für Geringverdienende“ empfohlen. Die Auszahlung des Bürgergeld soll durch die Finanzämter erfolgen.. Sozialversicherungsbeiträge werden damit aus Steuergeldern gezahlt. Parallel dazu wird ein steuerfinanzierter „sozialer Arbeitsmarkt befürwortet für Langzeitarbeitslose, wie er in vielen Kommunen bereits besteht, etwa für Sicherheitshilfskräfte in öffentlichen Verkehrsmitteln, Reinigungskräfte in öffent-lichen Einrichtungen und Stadtparks. Offen bleibt, welche Sozialämter und Sozialtranfer-zahlungen gleichzeitig wegfallen. Offensichtlich wird die FDP Westerwelles` von  Beck hier umworben - auch aus guter Erinnerung an die langjährige SPD-FDP-Koalition in Rheinland- Pfalz.
Wie heißt es am Ende der ETHIKA von Baruch de Spinoza: „Alles Grosse  ist ebenso einfach wie selten.“ Augenblicklich sieht political correctness in deutscher Sozialpolitik den Wald vor Bäumen nicht. Jeder misstraut noch jedem. Doch erste Schritte zum Aufbrechen der bürokratisch verkrusteten Arbeitsmärkte machen Hoffnung auf mehr.
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